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„Stopp! 

So etwas hat bei der Feuerwehr 

nichts zu suchen.“

Die Kameradin vertraut sich einem befreundeten Feuerwehrmann 
einer anderen Einheit an und zeigt ihm den Chatverlauf. Gemeinsam 
informieren sie den Gruppenführer der betroff enen Einheit. 

Vor Ort wird die Kameradin befragt und der Chatverlauf gesichert. 
Die weiteren Mitglieder werden als Betroff ene oder Zeugen und 
Zeuginnen befragt. Aufgrund der glaubhaft en Angaben und der au-
thentischen Betroff enheit aller Beteiligten konnte keine rechtsextre-
mistisch motivierte Handlung festgestellt werden. Der Einheitsfüh-
rer erkennt, dass es sich um „schlechte Witze“ handelte, die ohne 
Nachdenken gepostet wurden. Der Verlauf folgte einem gruppendy-
namischen Prozess. Der Einheitsführer entscheidet, von einer Infor-
mation der Bürgermeisterin und dem Einschalten des zuständigen 
Ansprechpartners des LFV abzusehen. Diejenigen, die Witze rissen, 
werden schrift lich zu Kameradschaft lichkeit ermahnt und geloben 
Besserung.

Präventionsmaßnahmen wie im Fall 1 mit Schwerpunkt Rassismus/
Nationalismus, um klarzumachen, dass derlei Witze rassistische Kli-
schees verbreiten. Verstärkte Fortbildung zur Steigerung der Medi-
enkompetenz, dabei Aufzeigen strafrechtlicher Folgen von falschen 
Aktivitäten in Sozialen Medien.

Fall 3:
Feuerwehrmann bezichtigt eine Kameradin der gleichen Einheit, sich 
mit ihrem Freund in der rechtsextremistischen Szene zu bewegen. 

Der Gruppenführer informiert seine Vorgesetzten inkl. Bürgermeis-
ter sowie den Ansprechpartner beim LFV. Mit Unterstützung LFV 
wird Meldender und Betroff ene sowie mögliche Zeugen befragt. Der 
Meldende verstrickt sich in Widersprüche und gibt an, zuvor von der 
Betroff enen zurückgewiesen worden zu sein. Um ihr das heimzuzah-
len, habe er sich die Geschichte in Teilen ausgedacht. Die Betroff ene 
kann glaubhaft  versichern, über frühere und beendete Kontakte ihres 
Freundes in rechte Kreise informiert zu sein. Sie selbst hat nie ent-
sprechende Verbindungen oder Einstellungen gehabt.
Der Meldende wird schrift lich ermahnt und über die Folgen (ggf. auch 
strafrechtlich) von falscher Aussage und Verleumdung belehrt. Zu-
dem wird auf die Verpflichtung zu kameradschaft lichem Verhalten 
in der Feuerwehr eingegangen. Der Bürgermeister wird über den 
falschen Verdacht und die Rehabilitierung der Betroff enen sowie die 
getroff enen Maßnahmen informiert. 

Präventionsmaßnahmen mit Schwerpunkt Erkennen von rechtsext-
remistischen Auff älligkeiten und der Bedeutung/Folgen von bewusst 
unwahren Meldungen. Schulung im Umgang mit zwischenmensch-
lichen Problemen und möglichen Auswirkungen in der Feuerwehr 
durch eine oder einen Demokratiecoach (Ehrenamtslotsen oder -lot-
sin etc.).

Fall 4:
Mitglied der Jugendfeuerwehr erzählt seinen Freunden, sich auf 
einmal mit Religionen und besonders dem Islam zu beschäft igen. 
Er wirkt auf sie zunehmend in sich gekehrt und verschlossen. Auf 
Einladungen reagiert er reserviert und gibt anderweitige Termine 
vor. Er beginnt, islamisch und arabisch geprägte Posts in Chatgrup-
pen zu verbreiten. Er teilt sie off ensichtlich aus anderen Gruppen. 
Darüber machen sich einige Feuerwehrkameraden lustig, was der 
Betroff ene seinerseits mit Beleidigungen wie „Kuff ar“ (Ungläubi-
ge) kommentiert. Bei Feuerwehrübungen zu bestimmten Zeiten 
erscheint der Betroff ene regelmäßig nicht mehr. Auf Nachfrage 
begründet er dies mit der Kollision mit seinen Gebetszeiten. Außer-
dem gibt er gegenüber einem Kameraden an, neuerdings die Mo-
schee in der A-Straße zu besuchen und lädt ihn ein, mitzukommen. 
Der Kamerad recherchiert im Internet und findet einen Hinweis, 
dass die Moschee als Treff punkt von Islamisten bekannt ist und 
vom Verfassungsschutz beobachtet wird.
Der Einheitsführer wird in Kenntnis gesetzt und der Bürgermeister 
informiert. Unter Beteiligung des Ansprechpartners des LFV wird 
der Betroff ene befragt. Er bestätigt, dass Gläubige der genann-
ten Moschee ihn persönlich angesprochen hätten und zeigt kein 
Verständnis für die Bedenken des Einheitsführers hinsichtlich des 
Besuchs der Moschee. Die Religionsausübung sei für ihn jetzt das 
Wichtigste und alles andere habe dahinter zurückzustehen. 

Vor die Wahl gestellt, entscheidet sich der Betroff ene für einen Aus-
tritt aus der Feuerwehr. Die Entpflichtung wird auf Empfehlung des 
Einheitsführers vom Bürgermeister vollzogen. Dieser meldet den 
Fall auch an die Ansprechstelle beim Verfassungsschutz, damit der 
Betroff ene ggf. in ein Deradikalisierungsprogramm aufgenommen 
werden kann.

In der Einheit wird eine Präventionsveranstaltung zum Thema Isla-
mismus und Gefahren der Radikalisierung insbesondere in Bezug 
auf junge Menschen durchgeführt.

Mit Unterstützung von:

www.feuerwehrverband.de



kann die Feuerwehr eine Anziehungskraft auf Personen 

mit rechtsextremistischen Bezügen ausstrahlen. Da-

her liegt der Schwerpunkt dieses Leitfadens auf dem 

Rechtsextremismus, ohne dass die Feuerwehr andere 

Formen des Extremismus aus den Augen lässt. 

Erscheinungsformen, Erkennungszeichen, Musik und 

Organisationen wechseln schnell. Im Einzelfall sollte 

stets fachkundige Unterstützung eingeholt werden. 

Dazu stehen in einigen Landesfeuerwehrverbänden 

sowohl auf örtlicher Ebene (Demokratiecoaches etc.) 

sowie überregional ausgebildete kompetente An-

sprechpersonen zur Verfügung. Eine Übersicht wird be-

reitgestellt 

(www.feuerwehrverband.de/kampagnen/faktor-112 ).

Gefahr erkennen
Frühzeitiges Erkennen hat oberste Priorität bei der effek-

tiven Bekämpfung von Rechtsextremismus. Nicht immer 

sind Aussagen in Wort, Schrift und Bild eindeutig wie z.B. 

das Logo einer rechtsextremen Organisation oder die Paro-

le „Ausländer raus!“. Und nicht immer sind Zeichen strafbar 

wie z.B. das Hakenkreuz oder die Parole „Heil Hitler!“. Häufig 

sind die Bedeutungen verschleiert (wie bei der „Schwarzen 

Sonne“ und dem Zahlencode 88), um einer strafrechtlichen 

Verfolgung vorzubeugen oder um erst einmal zu testen, wie 

die Reaktionen darauf ausfallen. 

Zur Identifizierung von Erkennungssymbolen sowie sze-

netypischen Parolen und Argumentationen ist eine regel-

mäßige Sensibilisierung aller Feuerwehrangehörigen und 

Mitglieder der Trägerschaft des Brandschutzes notwendig. 

Eine konsequente Aufklärung aller Beteiligten, vor allem 

der Führungs- und Ausbildungskräfte ist erforderlich. 

Zielgruppe des Leitfadens
Die Zielgruppe dieses Leitfadens sind alle Personen, die 

sich mit extremistischen Erscheinungen in der Feuerwehr 

auseinandersetzen möchten. Er gibt Orientierung, v.a. für 

Führungs- und Ausbildungskräfte zum Umgang mit Extre-

mismus auf allen Ebenen der Feuerwehr.

Was ist Extremismus?
Extremismus umfasst in Deutschland politische Einstel-

lungen und Bestrebungen, die dem Grundgesetz und un-

serer Demokratie widersprechen. 

Daher hat Extremismus jeglicher Ausprägung keinen 

Platz in der Feuerwehr. Hier wird Demokratie und Vielfalt 

tagtäglich gelebt, nicht nur in Einsätzen und Übungen. 

Extremismus widerstrebt nicht nur 

dem Auftrag der Feuerwehr, sondern 

ist auch mit Kameradschaft und Kol-

legialität unvereinbar. 

Entsprechend ist die Forderung nach Verfassungstreue 

sowie die Unvereinbarkeit von extremistischen Hand-

lungen und dem Feuerwehrdienst bereits in einschlägi-

gen Gesetzen, Vorschriften bzw. Satzungen auf Länder- 

ebene verankert oder vorgesehen.

Doch häufig werden Vorfälle aus falsch verstande-

ner Kameradschaft nicht oder erst zu spät gemeldet. 

Resultierend aus den hierarchischen Strukturen mit 

klarer Befehlsgebung in einer immer noch männerdo-

minierten Organisation in Verbindung mit Uniformen 

Anlage zum Leitfaden „Umgang mit extre-
mistischen Erscheinungsformen“

Fiktive Fallbeispiele

Fall 1:
Feuerwehrmann zeigt im Feuerwehrgerätehaus im Beisein von 
Kameraden und Kameradinnen den „Hitlergruß“. Der Vorfall 
wird umgehend dem Gruppenführer und dem Einheitsführer 
gemeldet. Dieser setzt den Bürgermeister in Kenntnis. Zudem 
wird der fachkundige Ansprechpartner beim Landesfeuer-
wehrverband (LFV) informiert. Mit Unterstützung des LFV wird 
der Betroffene zu seiner Motivation und den Hintergründen 
befragt (Einbindung in rechtsextremistische Szene, mögliche 
weitere Szeneangehörige in der Feuerwehr). Er zeigt keine Ein-
sicht und lässt eine eindeutig verfassungsfeindliche Gesinnung 
erkennen. Die Bewertung des Vorfalls wird dem Bürgermeister 
vorgelegt mit der Empfehlung, den Betroffenen zu entpflich-
ten. Dem Votum wird umgehend gefolgt. Aufgrund der Straf-
barkeit der Handlung (§ 86a Strafgesetzbuch, Verwenden von 
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen) wird zudem 
Strafanzeige erstattet. Der Fall wird in der betroffenen Einheit 
eingehend besprochen. Bei möglicher Pressewirksamkeit wer-
den Verhaltensregeln zum Umgang mit Medien ausgesprochen 
(Verweis auf Pressestelle).

Als Präventionsmaßnahme wird ein Workshop zu aktuellen 
Entwicklungen im Rechtsextremismus und zu Verhaltenswei-
sen im Umgang mit derartigen Vorfällen (ggf. Planspiel) durch-
geführt. Führungs- und Ausbildungskräfte werden sensibili-
siert, im unterstellten Bereich noch genauer hinzuschauen und 
regelmäßig das Thema Rechtsextremismus zu behandeln.

Fall 2:
Junger Feuerwehrkamerad postet in einem WhatsApp-Chat 
mit anderen Angehörigen der gleichen Feuerwehreinheit den 
Witz „Warum sind die Türken die nettesten Mitmenschen? Sie 
kommen immer mit 10 Leuten und fragen dich: Hast du ein 
Problem?“ Von anderen Chat-Mitgliedern werden ähnliche 
Witze gepostet. Nach kurzer Zeit empört sich eine Kameradin 
und bittet, mit diesen Sprüchen aufzuhören. Es folgen diverse 
hämische Kommentare mit Verweis auf den türkischen Freund 
der Kameradin, dann ist der Chat beendet.

Spezialkräfte anfordern
Bei eindeutigen Parolen oder Aktivitäten gilt es, ganz 

deutlich zu machen: „Stopp! So etwas hat bei der Feu-

erwehr nichts zu suchen!“ Allerdings ist wichtig, damit 

nicht alleine zu bleiben, sondern sich Führungskräfte und 

andere Feuerwehrleute zur Unterstützung zu holen. Für 

die weitere Aufarbeitung kann es hilfreich sein, Beweis-

material zu sichern wie Mitschnitte von Chats, Bilder etc. 

und das konkrete Vorgehen genau zu überlegen. 

Als Unterstützung stehen versierte Spezialkräfte (s.o.) 

in der Feuerwehr zur Verfügung. Sie helfen dabei, Ver-

dachtsfälle richtig einzuordnen und besprechen gemein-

sam das Vorgehen, natürlich vertraulich.  

Maßnahmen ergreifen
Gemeinsam mit den Führungskräften sowie den dazu 

gerufenen Beraterinnen und Beratern kann nun eine 

Strategie erarbeitet und umgesetzt werden. Bei straf-

baren, verfassungsfeindlichen Handlungen wird die 

Polizei informiert. Bei Verdachts- und Beleidigungsfäl-

len werden Täter und Täterinnen sowie mögliche Opfer 

und Beteiligte befragt. Dem kann sich ein klärendes Ge-

spräch, eine Sensibilisierungsmaßnahme oder auch ein 

Ausschlussverfahren anschließen. 

Das Angebot an Schulungsanteilen für Extremismusprä-

vention in Lehrgängen wird weiter ausgebaut. Zudem 

werden vermehrt Seminare, Workshops, e-learning 

etc. zu speziellen Themen (z.B. neue Entwicklungen im 

Rechtsextremismus mit Auswirkungen auf die Feuer-

wehr) angeboten.

Darüber hinaus werden weitere Aktive (z.B. Bera-

tungsteams, Jugendfeuerwehrwartinnen und -warte, Füh-

rungskräfte) besonders geschult, um als erste Ansprech-

personen vor Ort handlungsfähig zu sein.

Melden
Eine schnelle Meldung von extremistischen Vorfällen hat 

nichts mit Denunziation zu tun oder ist auf die Feuerwehr 

beschränkt. Um unsere Demokratie zu bewahren, ist es 

eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, gegen Extremismus 

vorzugehen. 

Einige verfassungsfeindliche Aussagen wie die Parole „Heil 

Hitler!“ sind direkt strafbar und müssen umgehend der Po-

lizei gemeldet werden. In diesen und allen anderen Fällen 

muss Meldung an Vorgesetzte oder bei Bedenken anonym 

online (z.B. bei der Ansprechstelle des zuständigen Landes-

feuerwehrverbandes) erfolgen. 

Bei der Meldung sollten, wie bei der Feuerwehr üblich, alle 

relevanten Informationen berücksichtigt werden (hier: 

Wer, Was, Wann, Wo, Wie viele Beteiligte, evtl. weitere 

Maßnahmen). Wer einen Verdacht hat, aber unsicher ist, 

wie die Vorfälle einzuordnen sind, sollte sich kompetente 

Unterstützung holen, denn Schweigen und Wegschauen 

wird leicht als Zustimmung gedeutet und kann enormen 

Schaden anrichten.
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